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Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe 
kunden zuſww̃!:!;:!;!k!!! ß. ED 78 


(Nr. 13336.) Geſetz über die tierärztliche Berufsvertretung und die tierärztlichen Standesgerichte (Tier⸗ 
ärztekammergeſetz). Vom 13. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


I. Berufsvertretung. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 1. 


(i) Zur Förderung des tierärztlichen Berufsſtandes werden Tierärztekammern und ein 
Tierärztekammerausſchuß errichtet. 

(2) Die Kammern und der Tierärztekammerausſchuß ſind Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes. Sie führen als Siegel den preußiſchen Adler mit der Umſchrift 

„Tierärztekammer fütc n „bzw. „Preußiſcher Tierärztekammerausſchuß“. 


8 2 

(1). Jede Tierärztekammer umfaßt das Gebiet einer Provinz. Die Tierärztekammer für die 
Rheinprovinz umfaßt auch die Hohenzollernſchen Lande. Die Stadt Berlin iſt mit der Provinz 
Brandenburg zu einem Tierärztekammerbezirk vereinigt; ſie bildet einen eigenen Tierärztekammer⸗ 
bezirk, wenn die Vereinigung nach Abſ. 2 aufgehoben wird. 

(2) Tierärztekammern benachbarter Bezirke können auf ihren Antrag auf Verordnung des 
Miniſters zu einer Tierärztekammer vereinigt werden. Ebenſo kann der Miniſter die Vereinigung 
nach Anhören der Kammer wieder aufheben. Er trifft für dieſen Fall die für die Auseinander⸗ 
ſetzung nötigen Anordnungen. 

(3) Durch Verordnung des Staatsminiſteriums können benachbarte Gebiete außerpreußiſcher 
Länder einer Tierärztekammer auf deren Antrag angeſchloſſen werden, wenn und ſolange die 
Tierärzte dieſer Gebiete durch landesrechtliche Vorſchriften dieſem Geſetz unterworfen werden. 
Der Anſchluß kann ſich auf die Mitbenutzung beſtimmter Einrichtungen beſchränken. 

(4) Der Tierärztekammerausſchuß umfaßt das Gebiet des Preußiſchen Staates, einſchließlich 
der nach Abſ. 3 angeſchloſſenen Gebiete. 

(6) Der Miniſter beſtimmt den Sitz jeder Tierärztekammer und des Tierärztekammerausſchuſſes. 


2. Tierärztekammern. 


§ 3. 

(1) Zu den Aufgaben der Tierärztekammer nach § 1 gehören namentlich: 

a) die Förderung der tierärztlichen Standesintereſſen; 

b) die Erörterung aller Fragen, die den tierärztlichen Beruf oder das öffentliche Veterinär⸗ 
weſen, einſchließlich der Fleiſchbeſchau und der tierärztlichen Nahrungsmittelkontrolle, 
angehen; f 

e) die Erſtattung von Gutachten auf Veranlaſſung der zuſtändigen Behörden; 

d) die Förderung von Fürſorgeeinrichtungen für Tierärzte und deren Hinterbliebene. 
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(2) Die Tierärztekammer iſt befugt, innerhalb ihrer Zuſtändigkeit Vorſtellungen und Anträge 
an die Staatsbehörden zu richten. Eingaben, die in allgemeinen Berufsangelegenheiten an eine 
Zentralbehörde gerichtet werden, ſind in der Regel dem Tierärztekammerausſchuß zur Weitergabe 
vorzulegen, ſoweit die Behörde nicht unmittelbare Berichterſtattung verlangt hat. Die Staats⸗ 
behörden ſollen der Tierärztekammer Gelegenheit geben, ſich über geeignete Fragen gutachtlich 
zu äußern. 

(3) Die Tierärztekammer kann zur Erſtattung von Gutachten in Angelegenheiten des tier⸗ 
ärztlichen Standes ſowie der tierärztlichen Berufstätigkeit Sachverſtändige benennen. 


§ 4. 
- (1) Die Mitglieder der Tierärztekammer und ihre Stellvertreter werden nach den Grundſätzen 
der Verhältniswahl durch geheime und ſchriftliche Abſtimmung gewählt. 
(2) Wahlbezirk iſt der Tierärztekammerbezirk. Durch die Wahlordnung (§ 9 Abſ. 1) kann 
die Bildung mehrerer Wahlbezirke vorgeſchrieben werden. 


§ 5. 

(1 Wahlberechtigt ſind alle in Deutſchland approbierten Tierärzte, die im Wahlbezirke ihren 
Wohnſitz haben, deutſche Reichsangehörige ſind und ſich im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden. ; 

(2) Zu den wahlberechtigten Tierärzten rechnen hiernach neben den im freien Berufe ſtehenden 
Tierärzten insbeſondere auch Tierärzte, die ein tierärztliches Reichs- oder Staatsamt bekleiden oder 
im Dienſte von Gemeinden oder ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſtehen, oder die 
den tierärztlichen Beruf zwar nicht mehr ausüben, aber entweder in einer tierärztlichen Berufs— 
organiſation tätig ſind oder einen anderen Beruf nicht ergriffen haben. 

(3) Das Wahlrecht eines Tierarztes ruht: 

a) ſolange er geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt; 

p) ſolange eine gerichtliche Unterſuchung gegen ihn ſchwebt, wenn dieſe wegen Verbrechen 
oder ſolcher Vergehen gegen ihn eingeleitet iſt, die den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
nach ſich ziehen oder nach ſich ziehen können; 

c) ſolange er ſich in Unterſuchungshaft oder Strafhaft befindet; 

d) ſolange er von der Beitragspflicht zur Tierärztekammer befreit iſt (§ 74 Abſ. 2). 

(4) Eine Wahlberechtigung beſteht nicht für diejenigen außerpreußiſchen Tierärzte, die nach 

§ 2 Abi. 3 Satz 2 lediglich zur Mitbenutzung beſtimmter Einrichtungen einer Tierärztekammer 
angeſchloſſen ſind. 


§ 6. 
Wählbar find die nach § 5 wahlberechtigten Tierärzte. 


opt 87. 

(1) Die Mitglieder der Tierärztekammer werden auf vier Jahre gewählt. Die Wahlen finden 
im November für den mit dem 1. Januar des folgenden Jahres beginnenden vierjährigen 
Zeitraum ſtatt. 

(2) Bei der erſten Wahl beſtimmt der Miniſter den Zeitpunkt der Wahl ſowie Beginn und 
Dauer der Wahlzeit. 

(3) Scheidet ein Mitglied während der Wahlzeit aus, ſo tritt an deſſen Stelle für den Reſt 
der Wahlzeit ohne Vornahme einer Erſatzwahl der Anwärter, der demſelben Wahlvorſchlag oder, 
wenn dieſer erſchöpft iſt, einem mit ihm verbundenen Wahlvorſchlag angehört. Die Reihenfolge 
wird durch die Wahlordnung (§ 9 Abſ. 1) beſtimmt. Iſt ein Anwärter nicht vorhanden, ſo bleibt 
die Mitgliedſtelle unbeſetzt. N es 

(4) Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder in Tätigkeit, bis eine Neuwahl ſtatt⸗ 
gefunden hat. 


ep 


1 
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88. 

(1) Die Zahl der Mitglieder der Tierärztekammer und der Stellvertreter wird, vorbehaltlich 
der Vorſchrift im Abſ. 2, in der Weiſe beſtimmt, daß auf je dreißig in die Wählerliſten (Wahl⸗ 
karteien) des Tierärztekammerbezirks eingetragene Wähler ein Mitglied und ein Stellvertreter 
zu wählen ſind. Verbleibt bei der Teilung der Wählerzahl durch 30 eine Reſtzahl von 15 oder 
mehr, ſo ſind auch für dieſe Reſtzahl ein Mitglied und ein Stellvertreter zu wählen. Iſt die 
Reſtzahl kleiner als 15, fo bleibt fie unberückſichtigt. 

(2) In jedem Tierärztekammerbezirk ſind mindeſtens ſechs Mitglieder und ſechs Stellvertreter 
zu wählen. Die Hohenzollernſchen Lande haben Anſpruch auf mindeſtens ein Mitglied und 
einen Stellvertreter. 

(8) Der Vorſitzende der Tierärztekammer macht auf Grund der abgeſchloſſenen Wählerliſten 
(Wahlkarteien) vor jeder Wahl bekannt, wieviel Mitglieder und Stellvertreter zu wählen ſind. 
Einſprüche gegen dieſe Feſtſtellung ſind binnen acht Tagen nach der Bekanntmachung bei der 
Aufſichtsbehörde anzubringen, die endgültig entſcheidet. 

(4) Wahlleiter iſt der Vorſitzende der Tierärztekammer oder ſein Vertreter. 

(6) Das Ergebnis der Wahl ift öffentlich bekanntzumachen. 


: 89. 

(i) Im übrigen wird das Wahlverfahren, einſchließlich des Verfahrens bei Einſprüchen 
gegen eine Wahl, durch die vom Miniſter zu erlaſſende Wahlordnung geregelt. 

(2) Die Koſten des Wahlverfahrens, einſchließlich der Koſten der erforderlichen Bekannt⸗ 
machungen, trägt die Tierärztekammer. 

§ 10. 

(1) Die Mitgliedſchaft zur Tierärztekammer erliſcht: 

a) wenn die Vorausſetzungen für die Wählbarkeit fortfallen, in den Fällen des § 5 Abſ. 3 
zu b bis d jedoch nur auf ausdrücklichen Beſchluß der Tierärztekammer; 

b) wenn dem Gewählten die Wählbarkeit im ſtandesgerichtlichen Verfahren (§ 40 Abſ. 1 zu d) 
entzogen wird. 

(2) Der Beſchluß zu a) kann nur mit Zweidrittelmehrheit der Kammermitglieder gefaßt 
werden. Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörde zuläſſig, die endgültig entſcheidet. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 

§ 11. 5 

Die Mitglieder der Tierärztekammer verwalten ihr Amt als Ehrenamt. Durch Beſchluß 
der Tierärztekammer können ihnen für die Teilnahme an den Sitzungen der Kammer, des Vor⸗ 
ſtandes oder von Ausſchüſſen ſowie für die Erledigung beſonderer Aufgaben Entſchädigungen 
gewährt werden. ö 

5 § 12. 

(1) Die Tierärztekammer wählt aus ihrer Mitte bei ihrem erſten Zuſammentritt für die 
Dauer ihrer Wahlzeit einen Vorſtand, der aus dem Vorſitzenden, ſeinem Stellvertreter und 
mindeſtens einem Mitglied beſteht. Soweit eine Tierärztekammer ſich über mehrere Provinzen 
erſtreckt, muß jede Provinz im Vorſtande vertreten ſein. Darüber hinaus ſoll bei Verteilung 
der Vorſtandsſitze das Verhältnis berückſichtige werden, in dem die einzelnen Provinzen der 
Tierärztekammer durch Mitglieder vertreten ſind. Die Hohenzollernſchen Lande gelten nicht als 
Provinz im Sinne dieſer Vorſchrift. Im übrigen beſchließt über die Zahl der Vorſtandsmitglieder 
die Tierärztekammer. Für jedes Mitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen, der derſelben Provinz 
angehören muß wie das Mitglied. Die Reihenfolge der Einberufung wird durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung (§ 16 Abf. 1) geregelt. N 
(2) Die Wahlen (Abſ. 1) erfolgen durch Stimmzettel mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Wahlen durch Zuruf ſind zuläſſig, wenn kein Kammer⸗ 
mitglied widerſpricht. Bat | 

(3) Lehnt ein Gewählter die Wahl ab oder ſcheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
während der Wahlzeit aus, ſo findet eine Erſatzwahl ſtatt. 5 | 
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(4) Der Vorſtand führt nach Ablauf der Wahlzeit die Geſchäfte weiter, bis der neue Vorſtand 

die Geſchäftsführung übernommen hat. 
§ 13. 

(1) Der Vorſitzende oder ſein Vertreter leitet die Geſchäfte der Tierärztekammer und des 
Vorſtandes, er beruft die Sitzungen der Kammer und des Vorſtandes. Er muß eine Sitzung 
berufen, wenn es von mindeſtens einem Drittel der Mitglieder der Kammer oder des Vorſtandes 
unter Angabe der Verhandlungsgegenſtände, oder wenn es von der Aufſichtsbehörde verlangt wird. 

(2) Die Tierärztekammer wird nach außen vertreten durch ihren Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter. Urkunden, die die Tierärztekammer vermögensrechtlich verpflichten ſollen, müſſen 
von dem Vorſitzenden oder ſeinem Vertreter und einem zweiten Vorſtandsmitgliede vollzogen werden. 

(3) Die Bekanntmachungen der Tierärztekammer werden unter deren Namen erlaſſen und 
von dem Vorſitzenden oder deſſen Vertreter unterzeichnet. Die Tierärztekammer beſtimmt das 
Blatt, in dem die Bekanntmachungen zu veröffentlichen ſind. Die Bekanntmachungen ſollen allen 
in Preußen erſcheinenden tierärztlichen Fachblättern mit dem Anheimſtellen unentgeltlicher 
Aufnahme mitgeteilt werden. 

§ 14. 
(1) Neben den in dieſem Geſetz, in der Geſchäftsordnung und in den Ausführungs- 
beſtimmungen beſonders bezeichneten Fällen beſchließt die Tierärztekammer über: 

a) die Wahl und die Befugniſſe eines Geſchäftsführers; 

bp) die Gewährung von Entſchädigungen an die Mitglieder ſowie die Vergütung an Mit⸗ 
glieder, die in der Geſchäftsführung tätig ſind (§ 11); 

c) die Feſtſtellung des Haushaltsplanes; 

d) die Feſtſtellung der Jahresrechnung und die Entlaſtung des Rechnungsführers; 

e) die Einrichtung des Kafjen- und Rechnungsweſens; 

f) die Bildung von Ausſchüſſen und die Regelung ihrer Zuſtändigkeit; 

g) Maßnahmen, die die Tierärztekammer vermögensrechtlich verpflichten, ſoweit es ſich 
nicht lediglich um einmalige Zahlungen im Rahmen des Haushalts handelt. 

(2) Im übrigen führt der Vorſtand der Tierärztekammer die Geſchäfte ſelbſtändig, ſoweit ſich 
die Kammer die Beſchlußfaſſung nicht ausdrücklich vorbehält. 

(3) Die Beſchlüſſe zu Abſ. 1 g bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, wenn es ſich 
um Maßnahmen von finanziell weſentlicher Bedeutung handelt. Welche Maßnahmen dazu rechnen, 
wird durch Ausführungsbeſtimmung geregelt. 


§ 15. 

(1) Beſchlüſſe der Tierärztekammer, die die Befugniſſe der Kammer überſchreiten oder das 
beſtehende Recht verletzen, hat der Vorſtand der Kammer mit aufſchiebender Wirkung zu 
beanſtanden. 

(2) Die gleiche Verpflichtung liegt dem Vorſitzenden der Kammer oder ſeinem Vertreter unter 
der Vorausſetzung des Abſ. 1 gegenüber Beſchlüſſen des Vorſtandes ob. 

(3) Daneben iſt die Aufſichtsbehörde befugt, Beſchlüſſe nach Abſ. 1, 2 mit aufſchiebender 
Wirkung zu beanſtanden. 

4) Gegen die Beanſtandungen nach Abſ. 1 bis 3 ſteht der Kammer oder dem Vorſtande 

binnen 5 Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren (§ 87) zu. 


§ 16. 

(1) Den Geſchäftsgang der Tierärztekammer regelt die von ihr zu erlaſſende Geſchäfts⸗ 
ordnung nach Grundſätzen, die der Miniſter aufſtellt. 

(2) Die Tierärztekammer kann nach Bedarf Ausſchüſſe für beſondere Aufgaben bilden. Die 
Ausſchüſſe werden von der Kammer ohne Beſchränkung auf ihre Mitglieder gewählt. Die 
Zuſtändigkeit der Ausſchüſſe regelt die Kammer. 

(3) Die Sitzungen der Tierärztekammer ſind für die im Kammerbezirk wohnenden Tierärzte 
öffentlich. Die Tierärztekammer kann die Offentlichkeit für die Beratung einzelner Gegenſtände 
ausſchließen und muß ſie ausſchließen für die Beratung von Gegenſtänden, deren Geheimhaltung 
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die Aufſichtsbehörde als notwendig bezeichnet. Im erſteren Falle bedarf der Beſchluß einer 
Mehrheit von drei Vierteln der erſchienenen Mitglieder. 

(4) Die Aufſichtsbehörde beſtimmt, inwieweit ihr und anderen Stellen von Sitzungen der 
Tierärztekammer oder des Vorſtandes Anzeige zu erſtatten iſt und Niederſchriften einzureichen 
ſind. Der Miniſter und die Aufſichtsbehörde können zu allen Sitzungen Beauftragte entſenden, 
die jederzeit zu hören ſind. 


E) Alle Berichte und Eingaben an die Zentralbehörden des Reichs und der Länder ſind durch 
die Aufſichtsbehörde vorzulegen. 


3. Tierärztekammerausſchuß. 
§ 17. 

(1) Der Tierärztekammerausſchuß hat, abgeſehen von der Mitwirkung in den ausdrücklich 
vorgeſehenen Fällen, allgemein für das Staatsgebiet die Aufgaben zu erfüllen, die den Tierärzte⸗ 
kammern im 8 3 für ihre Bezirke zugewieſen find. Daneben liegt ihm ob, die gemeinſamen 
Angelegenheiten der Tierärztekammern zu führen ſowie in ſolchen zu vermitteln und Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen einzelnen Kammern auszugleichen. 

(2) Der Tierärztekammerausſchuß kann beſondere Fürſorgeeinrichtungen mit Zwangsbeiträgen 
der Mitglieder auf Grund von Satzungen mit einer Mehrheit von drei Vierteln aller Ausſchuß⸗ 
mitglieder beſchließen. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Miniſters. Sie muß 
Beſtimmungen enthalten über: 

a) den Zweck und die Organiſation der Einrichtung; 

b) die Mitgliedſchaft; 

c) die Aufbringung der Beiträge; 

d) die Leiſtungen aus der Einrichtung; 

e) die Verwaltung der Mittel; 

f) die Rechnungslegung und Entlaftung, 


§ 18. 

(1) Die Mitglieder des Tierärztekammerausſchuſſes werden von den Tierärztekammern gewählt. 

(2) Jede Tierärztekammer wählt ein Mitglied; für jedes Mitglied ifP gleichzeitig ein Stell⸗ 
vertreter zu wählen. Tierärztekammern, die ſich über zwei oder mehrere Provinzen erſtrecken, 
wählen zwei oder mehrere Mitglieder und zwei oder mehrere Stellvertreter. Jeder Provinz 
muß ein Mitglied und ein Stellvertreter angehören. 

(3) Die Wahlen (Abſ. 1) erfolgen durch Stimmzettel mit einfacher Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Wahlen durch Zurufe ſind zuläſſig, wenn niemand 
widerſpricht. 

§ 19. 

(1) Die Wahlen erfolgen für die Dauer der Amtszeit der Tierärztekammern. 

(2) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter während der Wahlzeit aus, ſo findet für den 
Reſt der Wahlzeit eine Erſatzwahl ſtatt. 

(3) Die SS 10, 11 gelten entſprechend. 

i § 20. 

Der Tierärztekammerausſchuß wählt aus ſeiner Mitte bei ſeinem erſten Zuſammentritt einen 

Vorſtand. Der § 12 gilt entſprechend. = 
§ 21. 

(1) Den Geſchäftsgang des Tierärztekammerausſchuſſes regelt die von ihm zu erlaſſende 
Geſchäftsordnung, die der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. 

(2) Die Sitzungen des Tierärztekammerausſchuſſes ſind nicht öffentlich. Der Tierärzte⸗ 
kammerausſchuß kann die Veröffentlichung ſeiner Sitzungsberichte in geeigneter Form beſchließen. 

(3) Die SS 13 bis 15 und der § 16 Abſ. 2, 4, 5 gelten entſprechend. 
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II. Standesgerichtsbarkeit. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
| 8 22. 
Zur Standesgerichtsbarkeit im Sinne dieſes Geſetzes gehören: 
a) ein Vermittlungsverfahren (88 30, 31) und 
b) ein ſtandesgerichtliches Verfahren (SS 32 bis 73). 
Bei Streitigkeiten zwiſchen Tierärzten ſoll dem Verfahren zu a in der Regel ein Schlichtungs⸗ 
verfahren (§ 29) vorausgehen. 5 
8 23. 


Für jeden Tierärztekammerbezirk wird ein tierärztliches Standesgericht, für den Geltungs⸗ 
bereich dieſes Geſetzes ein tierärztlicher Standesgerichtshof gebildet. 


8 24. 


(1) Die Standesgerichtsbarkeit erſtreckt ſich auf alle approbierten Tierärzte mit Ausnahme 
derjenigen, die einem reichsrechtlich oder landesrechtlich geordneten Dienſtſtrafverfahren unter⸗ 
liegen oder die keinerlei tierärztliche Tätigkeit praktiſcher oder wiſſenſchaftlicher Art mehr ausüben. 
Der Vertrieb von Tierarzneimitteln iſt der Ausübung tierärztlicher Tätigkeit gleichzuachten. 

(2) Kommen über einen der im Abſ. 1 von der Standesgerichtsbarkeit ausgenommenen Tier⸗ 
ärzte Tatſachen zur Kenntnis des Standesgerichts, die bei einem anderen Tierarzt ein ſtandes⸗ 
gerichtliches Verfahren nach ſich ziehen würden, ſo hat das Standesgericht hiervon der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde des Tierarztes Mitteilung zu machen. Die vorgeſetzte Dienſtbehörde des Tierarztes 
hat, ſofern nicht dienſtliche Intereſſen entgegenſtehen, das Standesgericht von dem Veranlaßten 
zu benachrichtigen. 5 

66) Die der Standesgerichtsbarkeit nicht unterworfenen Tierärzte find bei den Wahlen zum 
Standesgericht ($ 32) und zum Standesgerichtshofe (§ 36) weder wahlberechtigt noch wählbar. 


8 25. 


(1) Zuſtändig iſt das Standesgericht, in deſſen Bezirke der Tierarzt, gegen den eine Standes⸗ 
ſtreitigkeit anhängig wird, zu dieſem Zeitpunkte ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen 
ſeinen Aufenthalt hat. Wird eine Standesſtreitigkeit anhängig wegen einer gemeinſamen Handlung 
mehrerer Tierärzte, die in verſchiedenen Standesgerichtsbezirken ihren Wohnſitz oder Aufenthalt 
haben, ſo beſtimmt der Standesgerichtshof das zuſtändige Standesgericht. 


(2) Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit werden von dem Standesgerichtshof endgültig 
entſchieden. 


8) In Fällen, in denen der Standesgerichtshof ein Standesgericht für befangen hält, 
beſtimmt er ein anderes Standesgericht als zuſtändig. b 


8 26. 


(1) Der Tierarzt iſt verpflichtet, feine Berufstätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und durch ſein 
Verhalten innerhalb und außerhalb dieſer Tätigkeit ſich der Achtung würdig zu zeigen, die ſein 
Beruf erfordert. 17 8 55 

(2) Ein Tierarzt, der die Pflichten nach Abſ. 1 verletzt, hat die ſtandesgerichtliche Verurteilung 
zu erwarten. 2 

(3) Ein Tierarzt kann die ſtandesgerichtliche Entſcheidung über ſein Verhalten beantragen. 
Das Standesgericht kann die Entſcheidung mit Zweidrittelmehrheit ablehnen. Gegen den 
ablehnenden Beſchluß iſt Beſchwerde (§ 68) an den Standesgerichtshof zuläſſig. 

(4) Politiſche, wiſſenſchaftliche oder religiöſe Anſichten oder Handlungen als ſolche dürfen nicht 
Anlaß zu einem ſtandesgerichtlichen Einſchreiten ſein. f 
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(6) Taten, die länger als fünf Jahre ſeit ihrer Begehung zurückliegen, dürfen nicht mehr 
ſtandesgerichtlich verfolgt werden. Verſtößt die Tat auch gegen ein Strafgeſetz, jo treten die ſtraf⸗ 
geſetzlichen Verjährungsfriſten ein, ſoweit dieſe über fünf Jahre hinausgehen. § 68 des Straf⸗ 
geſetzbuchs für das Deutſche Reich gilt entſprechend mit der Maßgabe, daß die Verjährung ſowohl 
durch jede Handlung des ordentlichen Richters im ſtrafgerichtlichen Verfahren wegen der gleichen 
Tat als auch durch jede Handlung des Standesgerichts im förmlichen ſtandesgerichtlichen Verfahren 
unterbrochen wird. f 

8 27. 

(1) Gerichts-, Verwaltungs⸗ und andere Behörden ſind, ſoweit nicht dienſtliche Gründe 
entgegenſtehen, verpflichtet, auf Erſuchen des Standesgerichts, des Standesgerichtshofs oder deren 
beauftragter Mitglieder ſachdienliche Auskunft zu geben. Die Ortspolizeibehörde kann um 
protokollariſche Vernehmung von Perſonen erſucht werden. 

(2) Eine eidliche Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen findet nur im förmlichen 
ſtandesgerichtlichen Verfahren ſtatt. Gerichte dürfen nur im förmlichen ſtandesgerichtlichen 
Verfahren um Vernehmung des Angeſchuldigten ſowie von Zeugen oder Sachverſtändigen 
erſucht werden. 

(8) Die Verhandlungen und der Schriftverkehr des Standesgerichts, des Standesgerichtshofs 
und deren beauftragter Mitglieder ſind, ſoweit es ſich nicht um die Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften handelt, gebühren- und ſtempelfrei. 

§ 28. 

() Die nach dieſem Geſetz erfolgenden Zuſtellungen und Vorladungen ſind gültig und 
bewirken den Lauf der Friſten, wenn ſie unter den für gerichtliche Zuſtellungen durch die Poſt 
vorgeſchriebenen Formen — 88 193 bis 195 der Zivilprozeßordnung — bewirkt werden. Der 
Beauftragung eines Gerichtsvollziehers bedarf es nicht. 

(2) Wegen Berechnung der Friſten und wegen einer Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gelten SS 42 bis 47 der Strafprozeßordnung entſprechend. 


2. Schlichtungs verfahren. 
§ 29. 

() Streitigkeiten zwiſchen Angehörigen des tierärztlichen Standes ſind vor Einleitung eines 
Vermittlungsverfahrens tunlichſt auf gütlichem Wege zu ſchlichten. Die Richtlinien für das 
Schlichtungsverfahren erläßt der Miniſter nach Benehmen mit dem Tierärztekammerausſchuß. 

(2) Das Schlichtungsverfahren findet auch Anwendung bei Streitigkeiten, an denen nicht der 
Standesgerichtsbarkeit unterworfene Tierärzte ($ 24 Abſ. 1) aus Anlaß ihrer freien Berufstätigkeit 
beteiligt find. 

3. Bermittlungsperfahbren 
-8:80.: 

() Zur Beilegung von Streitigkeiten, die fich aus dem tierärztlichen Berufsverhältnis zwiſchen 
Tierärzten oder zwiſchen einem Tierarzt und einer anderen Perſon ergeben, hat das Standes⸗ 
gericht ein Vermittlungsverfahren einzuleiten, ſoweit nicht nach $ 29 eine Einigung erfolgt. 

(2) Bei Streitigkeiten zwiſchen einem Tierarzt und einer anderen Perſon tritt das Verfahren 
nur auf Antrag der letzteren ein. 

(2) Der Vorſitzende des Standesgerichts kann die Vermittlung einem Mitgliede übertragen. 


8 
() Jeder der Standesgerichtsbarkeit unterworfene Tierarzt iſt verpflichtet, im Vermittlungs⸗ 
verfahren zweckdienliche Auskunft zu geben, ſoweit er nicht die Ausſage verweigern kann. Wegen 
des Rechts der Ausſageverweigerung gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung entſprechend. 
E) Schwebt das Verfahren zwiſchen Tierärzten, ſo muß der Tierarzt den Vorladungen des 
Standesgerichts oder eines beauftragten Mitgliedes Folge leiſten. f 


9 
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(3) Über einen Tierarzt, der eine Auskunft ohne geſetzlichen Grund verweigert oder einer 
Vorladung nicht Folge leiſtet, kann das Standesgericht oder das beauftragte Mitglied eine 
Ordnungsſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Reichsmark verhängen. Wiederholte Ordnungs⸗ 
ſtrafen ſind bis zum Geſamtbetrage von eintauſend Reichsmark zuläſſig. Der Feſtſetzung der 
Strafe muß die ſchriftliche Androhung vorausgehen. 

(4) Iſt die Vernehmung eines Tierarztes aus einem anderen Standesgerichtsbezirk erforderlich, 
ſo hat dieſes Standesgericht oder ein beauftragtes Mitglied auf Erſuchen des in der Sache 
zuſtändigen Standesgerichts oder ſeines beauftragten Mitglieds die Vernehmung zu bewirken. 

(5) Soweit die Maßnahmen nach Abſ. 1 bis 4 von einem beauftragten Mitgliede des Standes⸗ 
gerichts getroffen werden, iſt dagegen binnen einer Woche nach ihrer Anordnung der Einſpruch 
beim Standesgerichte zuläſſig, das darüber beſchließt. Gegen den Beſchluß des Standesgerichts 
ſteht die Beſchwerde an den Standesgerichtshof (§ 68) offen. 

(6) Soll ein der Standesgerichtsbarkeit nicht unterworfener Tierarzt um eine Auskunft erſucht 
werden, ſo iſt ein entſprechender Antrag an die vorgeſetzte Dienſtbehörde zu richten, die die Auskunft 
erteilt, ſoweit nicht dienſtliche Gründe entgegenſtehen. Eine unmittelbare Auskunftserteilung 
durch den Tierarzt findet nicht ſtatt. 


4. Standesgerichtliches Verfahren. 
a) Standesgericht. 


§ 32. 

(1) Das Standesgericht bilden: 

a) vier Mitglieder aus den der Tierärztekammer angehörenden Tierärzten, darunter der 
Vorſitzende der Tierärztekammer, ſowie 
b) ein Mitglied mit Befähigung zum Richteramt. 

(2) Für jedes dieſer Mitglieder wird ein Stellvertreter beſtimmt. 

(3) Die tierärztlichen Mitglieder und Stellvertreter — abgeſehen von dem Vorſitzenden der 
Tierärztekammer — werden von den wahlberechtigten Mitgliedern der Tierärztekammer für die 
Dauer ihrer Amtszeit ($ 7) gewählt. Dabei wird auch die Reihenfolge beſtimmt, in der die 
Stellvertreter zu berufen ſind. Gehört der Vorſitzende der Tierärztekammer zu den von der 
Standesgerichtsbarkeit ausgenommenen Tierärzten, ſo iſt an ſeiner Stelle ein anderes Mitglied 
der Tierärztekammer in das Standesgericht zu wählen. 

(4) Die Wahlen (Abſ. 3) erfolgen durch Stimmzettel mit unbedingter Stimmenmehrheit. 
Wird im erſten Wahlgang eine unbedingte Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo findet Stichwahl 
zwiſchen den beiden Anwärtern ſtatt, die die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los. 

(5) Das rechtskundige Mitglied und deſſen Stellvertreter, der die gleiche Vorbildung wie das 
Mitglied haben muß, werden vom Vorſtande der Tierärztekammer für die Dauer der Amtszeit 
der Tierärztekammer gewählt. 

(6) Das Standesgericht führt nach Ablauf ſeiner Amtszeit die Geſchäfte weiter, bis das neue 
Standesgericht gebildet iſt. 

§ 33. 

(1) Auf die Tätigkeit der tierärztlichen Mitglieder findet § 11 entſprechende Anwendung. 

(2) Das rechtskundige Mitglied und deſſen Stellvertreter erhalten angemeſſene Vergütungen 
nach den mit ihnen zu treffenden Vereinbarungen. 


§ 34. 

(1) Den Vorſitz des Standesgerichts führt der Vorſitzende der Tierärztekammer oder, wenn 
dieſer nicht Mitglied des Standesgerichts iſt (§S 32 Abſ. 3 Satz 3) oder den Vorſitz ablehnt oder 
ſonſt dauernd behindert iſt, ein von den tierärztlichen Mitgliedern des Standesgerichts aus 1 5 
Mitte für die Dauer ihrer Amtszeit zu wählender Vorſitzender. 
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(2) Bei zeitweiliger Behinderung wird der Vorſitzende durch den ſtellvertretenden Vorſitzenden 
vertreten, der von den tierärztlichen Mitgliedern des Standesgerichts aus ihrer Mitte für die 
Dauer ihrer Amtszeit gewählt wird. a 

8) Die Wahlen nach Abſ. 1, 2 erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los. 

(4) Der Vorſitzende beruft die Sitzungen und führt die Beſchlüſſe und Entſcheidungen des 
Standesgerichts aus. Er vertritt das Standesgericht nach außen und vollzieht in deſſen Namen 
die von ihm ausgehenden Schriftſtücke und Urkunden. 

6) Im übrigen wird der Geſchäftsgang des Standesgerichts durch eine Geſchäftsordnung 
geregelt, die der Miniſter erläßt. 

(6) Die Auffichtsbehörde beſtellt für das ſtandesgerichtliche Verfahren allgemein oder für den 
einzelnen Fall einen Vertreter, der befugt iſt, die formelle Durchführung der Vorſchriften zu 
überwachen. 

(7) Der Vorſitzende des Standesgerichts hat der Aufſichtsbehörde alljährlich Bericht über die 
Tätigkeit des Standesgerichts zu erſtatten. 

$ § 35. 

(1) Das Standesgericht beſchließt und entſcheidet in der Beſetzung von fünf Mitgliedern nach 
Stimmenmehrheit, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ausdrücklich etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 
Die SS 195 bis 198 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten entſprechend. 

(2) Entſcheidungen in der Schuldfrage, die dem Angeſchuldigten nachteilig ſind, erfordern 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen. Zur Schuldfrage gehört nicht die Entſcheidung 
darüber, ob Verjährung eingetreten iſt. 

(8) Beſchlüſſe, die das Verfahren leiten, können durch ſchriftliche Abſtimmung gefaßt werden, 
ſofern nicht ein Mitglied mündliche Beratung verlangt. 

(4) Die bei einer Angelegenheit beteiligten oder als befangen erklärten Mitglieder des Standes⸗ 
gerichts dürfen an Beſchlüſſen und Entſcheidungen über dieſe Angelegenheit nicht teilnehmen und 
werden durch Stellvertreter erſetzt. SS 22, 24 bis 26, 28 bis 30 der Strafprozeßordnung gelten 
entſprechend. Die Erſetzung erfolgt durch Beſchluß des Standesgerichts, wenn ſich das Mitglied 
nicht ſelbſt als beteiligt oder befangen erklärt. An der Beſchlußfaſſung nimmt an Stelle des 
abgelehnten Mitglieds der Stellvertreter teil. Schriftliche Abſtimmung iſt zuläſſig, ſofern nicht 
ein Mitglied mündliche Beratung verlangt. Auf Beſchwerde (8 68) entſcheidet der Standes⸗ 
gerichtshof endgültig. Wird ein Standesgericht durch Ausſchluß von Mitgliedern und 
Stellvertretern beſchlußunfähig, ſo überweiſt der Standesgerichtshof die Sache an ein anderes 
Standesgericht. 


b) Standesgerichtshof. 
§ 36. 
(i) Den Standesgerichtshof bilden: 

a) der Leiter der Veterinärabteilung des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten oder in deſſen Behinderung ein von dem Miniſter beſtellter tierärztlicher 
Vertreter als Vorſitzender; 

b) zwei Mitglieder mit Befähigung zum Richteramt; 

c) vier der Standesgerichtsbarkeit unterworfene Tierärzte. 


(2) Für jedes der Mitglieder zu b und c wird ein Stellvertreter beſtellt. 

(3) Die rechtskundigen Mitglieder und ihre Stellvertreter wählt der Tierärztekammerausſchuß. 

(4) Ebenſo wählt der Tierärztekammerausſchuß die vier tierärztlichen Mitglieder und deren 
Stellvertreter für die Dauer ſeiner Amtszeit. § 32 Abſ. 3 Satz 2, Abſ. 4 gilt entſprechend. 

(6) Die Wahlen (Abſ. 3, 4) erfolgen auf die Dauer der Amtszeit des Tierärztekammer⸗ 
ausſchuſſes. § 32 Abſ. 6 gilt entſprechend. 

(6) § 33, § 34 Abſ. 4 bis 7 gelten entſprechend. 
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§ 37. 
(1) Der Standesgerichtshof beſchließt und entſcheidet in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern 
nach Stimmenmehrheit, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ausdrücklich etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 
(2) Ein Mitglied, das bei einer Entſcheidung oder einem Beſchluſſe vor dem Standesgerichte 
mitgewirkt hat, iſt von der Teilnahme an der Entſcheidung oder dem Beſchluſſe vor dem Standes⸗ 
gerichtshof ausgeſchloſſen. 
(3) Der § 35 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 bis 4 gilt entſprechend mit 5 Maßgabe, daß eine 
Beſchwerde im Falle des § 35 Abſ. 4 nicht ſtattfindet. 


e) Verfahrens vorſchriften. 
§ 38. 
(1) Das ſtandesgerichtliche Verfahren wird eingeleitet: 

a) wenn ein der Standesgerichtsbarkeit unterſtehender Tierarzt die ſtandesgerichtliche 
Entſcheidung beantragt, vorbehaltlich §S 26 Abſ. 3 Satz 2, 3; 

b) wenn gegen einen Tierarzt eine Anſchuldigung wegen Verletzung der Standespflicht (§ 26) 
bei dem Standesgericht erhoben wird; die Anzeige muß unterſchrieben ſein und diejenigen 
Tatſachen und Beweismittel genau bezeichnen, die ſie veranlaſſen; 

c) auf Antrag der Aufſichtsbehörde. 


(2) Vor Einleitung des förmlichen ſtandesgerichtlichen Verfahrens (SS 43 flg.) kann das 
Standesgericht ihm geeignet erſcheinende Ermittlungen über die der Anſchuldigung zugrunde 
liegenden Tatſachen anſtellen. In den Fällen des Abſ. 1 zu b und e ſoll der Angeſchuldigte vorher 
gehört werden. 

(3) Das Standesgericht kann die Einleitung des ſtandesgerichtlichen Verfahrens ſowohl aus 
rechtlichen als auch aus tatſächlichen Gründen ablehnen. 

(4) Von einer Ablehnung der Verfolgung ſind der Angeſchuldigte, der Anzeigende (Abſ. 1 zu b) 
und die Aufſichtsbehörde zu benachrichtigen. 

(5) Gegen den ablehnenden Beſchluß ſteht dem Beauftragten der Aufſichtsbehörde die 
Beſchwerde ($ 68) an den Standesgerichtshof zu. 

(6) Der Angeſchuldigte kann ſich in jeder Lage eines ſtandesgerichtlichen Verfahrens des 
Beiſtandes eines Rechtsanwalts oder eines Tierarztes oder beider bedienen. Der Beiſtand darf 
Beweisanträge nicht gegen den Willen des Angeſchuldigten ſtellen und Rechtsmittel nur auf deſſen 
ausdrückliche Ermächtigung einlegen oder zurücknehmen. 


(7) Der Vorſitzende des Standesgerichts kann dem Angeſchuldigten auf Antrag für die Haupt⸗ 
verhandlung einen Beiſtand beſtellen, wenn der Angeſchuldigte mittellos iſt und die Sachlage 


eine Verteidigung geboten erſcheinen läßt. Dem beſtellten Beiſtande find für die geführte 
Verteidigung die Gebühren nach Maßgabe der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in Straf⸗ 


ſachen zu bezahlen. Der Rückgriff auf den in die Koſten verurteilten Angeſchuldigten bleibt 
vorbehalten. 
| § 39. 


(1) Iſt gegen einen Tierarzt wegen einer ſtrafbaren Handlung ein gerichtliches Unterſuchungs⸗ 
verfahren oder das Verfahren auf Zurücknahme der tierärztlichen Approbation eingeleitet, ſo darf 
während der Dauer eines ſolchen Verfahrens wegen der gleichen Handlung ein ſtandesgerichtliches 
Verfahren nicht eröffnet werden. Iſt es bereits eingeleitet, ſo ruht es. Dies gilt nicht, wenn 
im gerichtlichen Strafverfahren eine Hauptverhandlung gemäß § 277 der Strafprozeßordnung 
wegen Abweſenheit des Angeklagten nicht ſtattfinden kann. In ſolchen Fällen darf das ſtandes⸗ 
gerichtliche Verfahren trotz Abweſenheit des Angeſchuldigten durchgeführt werden. 


(2) Iſt im gerichtlichen Strafverfahren auf Freiſprechung oder auf Einſtellung des Verfahrens 
erkannt oder iſt das Verfahren auf Zurücknahme der Approbation eingeſtellt, ſo findet wegen 
derjenigen Tatſachen, die dem vorangegangenen Verfahren zugrunde liegen, ein ſtandesgerichtliches 
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Verfahren nur inſoweit ſtatt, als dieſe Tatſachen an ſich und unabhängig davon, ob ſie unter ein 
Strafgeſetz fallen oder die Vorausſetzungen des § 53 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich 
erfüllen, eine ſtandesgerichtliche Beſtrafung begründen. Die tatſächlichen Feſtſtellungen des 
ordentlichen Gerichts ſind für das Standesgericht nicht bindend, das Standesgericht braucht jedoch 
ihre Richtigkeit nicht nachzuprüfen, ſoweit es ſie ſeiner Entſcheidung zugrunde legt. 

8) Iſt im gerichtlichen Strafverfahren eine Verurteilung erfolgt, auf Grund deren die 
Verwaltungsbehörde die Approbation nicht oder nur auf Zeit zurücknehmen kann (§ 53 der 
Gewerbeordnung für das Deutſche Reich), ſo beſchließt das Standesgericht, ob außerdem das 
ſtandesgerichtliche Verfahren zu eröffnen oder fortzuſetzen iſt. 

(4) Das ſtandesgerichtliche Verfahren iſt einzuſtellen, ſobald die Approbation des An⸗ 
geſchuldigten dauernd zurückgenommen wird. Veröffentlichung des Einſtellungsbeſchluſſes nach 
§ 40 Abi. 3 iſt zuläſſig. 

§ 40. 
(1) Die ſtandesgerichtlichen Strafen find; 
a) Warnung; } 
b) Verweis; 
e) Geldſtrafe bis zu eintauſend Reichsmark; 
d) auf Zeit beſchränkte oder dauernde Entziehung des aktiven und paſſiven Wahlrechts zur 
Tierärztekammer. 

(2) Verweis oder Geldſtrafe kann gleichzeitig mit Entziehung des Wahlrechts als Strafe aus⸗ 
geſprochen werden. 

(8) In beſonderen Fällen kann auf Veröffentlichung der ſtandesgerichtlichen Entſcheidung 
erkannt werden. 

(4) Das Standesgericht beſtimmt allgemein oder für den einzelnen Fall die Blätter, in denen 
eine Veröffentlichung zu erfolgen hat. Die Koſten der Veröffentlichung gehören zu den Koſten 
des ſtandesgerichtlichen Verfahrens. 

(8). Bei der Verhängung von Geldſtrafen können Teilzahlungen bewilligt werden. Die 
Vergünſtigung kann durch Beſchluß des Standesgerichts auch nachträglich bewilligt, nachträglich 
geändert und auch zurückgenommen werden. 

8 41. 


() Warnung, Verweis und Geldſtrafen bis zu einhundertfünfzig Reichsmark können nad) 
Anhörung des Beauftragten der Aufſichtsbehörde (§ 34 Abſ. 6) ohne förmliches ſtandesgerichtliches 
Verfahren durch Beſchluß des Standesgerichts verhängt werden. Der Angeſchuldigte iſt in jedem 
Falle vorher über die ihm zur Laſt gelegte Verfehlung und das Ergebnis der etwa angeſtellten 
Ermittlungen ($ 38 Abſ. 2) zu hören. 

(2) Dem Angeſchuldigten und dem Beauftragten der Aufſichtsbehörde ſteht das Recht zu, vor 
der Beſchlußfaſſung die Eröffnung des förmlichen ſtandesgerichtlichen Verfahrens zu beantragen. 
Die Ablehnung des Antrags iſt nur bei gleichzeitiger Einſtellung des nicht förmlichen ſtandes⸗ 
gerichtlichen Verfahrens zuläſſig. f I IN 

§ 42. 

(1) Ausfertigung des nach § 41 Abſ. 1 gefaßten Beſchluſſes nebſt Begründung wird dem 
Angeſchuldigten und dem Beauftragten der Aufſichtsbehörde zugeſtellt. 

) Beiden Teilen ſteht die Beſchwerde ($ 68) an den Standesgerichtshof zu. 

(3) Der Beſchluß, gegen den nicht rechtzeitig Beſchwerde erhoben wird, erlangt die Wirkung 
einer rechtskräftigen Entſcheidung. 

§ 43. f 

Das förmliche ſtandesgerichtliche Verfahren beſteht in Vorunterſuchung und Haupt⸗ 

verhandlung. f 
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Vorunterſuchung. 


§ 44. 
(1) Die Vorunterſuchung wird durch einen Beſchluß des Standesgerichts eröffnet, in dem die 
dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen aufzuführen ſind. 
(2) In dem Beſchluſſe ſind der Unterſuchungsführer und der Vertreter der Anklage 
zu benennen. 
(3) Gegen den Beſchluß ſteht dem Angeſchuldigten die Beſchwerde (§ 68) an den Standes⸗ 
gerichtshof nur wegen Unzuſtändigkeit oder Befangenheit des Standesgerichts zu. 


8 45. 
(1) Als Unterſuchungsführer ſoll in der Regel das rechtskundige Mitglied des Standes⸗ 
gerichts beſtellt werden. 
(2) Der Unterſuchungsführer kann nicht abgelehnt werden. Über Einwendungen gegen ſeine 
Perſon entſcheidet die Aufſichtsbehörde endgültig. 


§ 46. 
Die Anklage vertritt der Beauftragte der Aufſichtsbehörde. 


§ 47. 

(1) In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mitteilung des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehört. 

(2) Die Zeugen und Sachverſtändigen werden vernommen und die zur Aufklärung der Sache 
dienenden ſonſtigen Beweiſe erhoben. Bei der Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
darf in der Regel der Angeſchuldigte nicht zugegen ſein, doch kann ihm aus beſonderen Gründen 
der Unterſuchungsführer die Anweſenheit geſtatten, auch kann eine Gegenüberſtellung der Zeugen 
und Sachverſtändigen mit dem Angeſchuldigten erfolgen. 

(3) Die Zeugen und Sachverſtändigen ſind zu vereidigen, wenn ihre Ausſagen für die 
Beurteilung der Sache erheblich erſcheinen. Die Vereidigung erfolgt nach der Vernehmung. Im 
übrigen finden auf die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ſowie wegen des Rechtes 
zur Verweigerung des Zeugniſſes oder des Gutachtens und wegen der Zeugen⸗ und Sach⸗ 
verſtändigengebühren die Vorſchriften der Strafprozeßordnung und der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige entſprechende Anwendung. Zwangs⸗ und Strafmaßnahmen gegen 
Zeugen und Sachverſtändige ſtehen dem Unterſuchungsführer nicht zu. 

(4) Erſcheint ein ordnungsmäßig geladener Zeuge oder Sachverſtändiger nicht oder verweigert 
er ohne geſetzlichen Grund feine Ausſage, fo iſt der Unterſuchungsführer berechtigt, das zuſtändige 
Amtsgericht um eidliche Vernehmung zu erſuchen. 

(5) Auf das Erſuchen finden die Vorſchriften der SS 157 bis 159, 165 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. 

(6) Die Vorſchriften der Abſ. 4, 5 finden auch Anwendung, wenn der Unterſuchungsführer 
wegen weiter Entfernung des Wohn- oder Aufenthaltsortes des Angeſchuldigten, des Zeugen oder 
des Sachverſtändigen das zuſtändige Amtsgericht um Vernehmung erſucht. Eine Vorführung 
des Angeſchuldigten zur Vernehmung darf nicht erfolgen. 


8 48. 

(1) Über jede Unterſuchungshandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 

(2) Als Schriftführer iſt eine geeignete Perſon zuzuziehen. Der Schriftführer iſt vor der 
Amtshandlung mittels Handſchlags an Eides Statt zu verpflichten. Im übrigen gilt § 188 der 
Strafprozeßordnung entſprechend. : 

§ 49. 

(1) Der Vertreter der Anklage ift berechtigt, von dem Stande der Vorunterſuchung durch 
Einſicht der Akten jederzeit Kenntnis zu nehmen und die ihm geeignet erſcheinenden Anträge 
zu ſtellen. 
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(2) Lehnt der Unterſuchungsführer einen Antrag auf Ergänzung der Vorunterſuchung ab, 
ſo entſcheidet das Standesgericht. 

(3) Die Vorunterſuchung iſt auf die in dem Eröffnungsbeſchluß angeführten Anſchuldigungen 
nicht beſchränkt, ſie kann auf ſtandeswidrige Handlungen (§ 26), die im Laufe der Unterſuchung 
zutage treten, ausgedehnt werden. Der Angeſchuldigte iſt von jeder Ausdehnung der Unterſuchung 
in Kenntnis zu ſetzen. 

ö § 50. 

(1) Erachtet der Unterſuchungsführer den Zweck der Vorunterſuchung als erreicht, ſo über⸗ 
ſendet er die Verhandlungen dem Standesgericht, das ſie, wenn es die Vorunterſuchung für 
abgeſchloſſen hält, dem Vertreter der Anklage zur Stellung feiner Anträge vorlegt. 

(2) Der Angeſchuldigte iſt hiervon zu benachrichtigen, auch iſt ihm oder ſeinem Beiſtand 
($ 38 Abſ. 6) die Einſicht in die Unterſuchungsakten freizuſtellen. Die Akteneinſicht iſt ſchon vorher 
zu geſtatten, ſoweit dies ohne Gefährdung des Unterſuchungszweckes geſchehen kann. 

(8) Der Vertreter der Anklage und der Angeſchuldigte oder deſſen Beiſtand können eine 
Ergänzung der Vorunterſuchung beantragen. Dem Angeſchuldigten iſt hierfür eine Friſt von 
mindeſtens einer Woche zu gewähren. § 49 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

(4) Nach dem Abſchluß der Vorunterſuchung iſt ein Mangel der örtlichen Zuſtändigkeit des 
Standesgerichts nicht mehr beachtlich. 

§ 51. 

(1) Der Vertreter der Anklage hat bei dem Standesgericht entweder die Einſtellung des 
Verfahrens oder unter Einreichung einer Anklageſchrift die Anberaumung einer Hauptverhandlung 
zu beantragen. 5 

(2) Lehnt das Standesgericht die Einſtellung des Verfahrens ab, ſo muß Anklage 
erhoben werden. 

(3) Die Anklageſchrift hat die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen durch 
Angabe der ſie begründenden Tatſachen zu bezeichnen und, ſoweit in der Hauptverhandlung Beweiſe 
erhoben werden ſollen, die Beweismittel anzugeben. 


§ 52. 
() Die Einſtellung des ſtandesgerichtlichen Verfahrens erfolgt durch Beſchluß des 
Standesgerichts. 
(2) Ausfertigung des mit Gründen zu verſehenden Einſtellungsbeſchluſſes iſt dem 
Angeſchuldigten zuzuſtellen. 
(3) Das ſtandesgerichtliche Verfahren iſt vorläufig einzuſtellen: 
a) wenn der Angeſchuldigte in Geiſteskrankheit verfällt; 
b) wenn ſein Aufenthalt unbekannt iſt 
oder a 5 
o) wenn feine Approbation auf Zeit zurückgenommen ift. 


Es kann wiederaufgenommen werden, wenn der Grund der vorläufigen Einſtellung 
weggefallen iſt. N 

(4) Das ſtandesgerichtliche Verfahren kann eingeſtellt werden, wenn der Verſtoß gegen die 
Standespflichten ſo geringfügig iſt oder ſo lange zurückliegt, daß eine Verurteilung nach dem 
Geſamtverhalten des Angeſchuldigten nicht gerechtfertigt erſcheint. 

(5) Gegen den Einſtellungsbeſchluß tft die Beſchwerde ($ 68) an den Standesgerichtshof zuläſſig. 

(6) Iſt das ſtandesgerichtliche Verfahren ohne Hauptverhandlung eingeſtellt, ſo kann es wegen 
derſelben Anſchuldigung nur während eines Zeitraumes von drei Jahren vom Tage des 
Einſtellungsbeſchluſſes ab und nur auf Grund neuer Tatſachen oder Beweismittel im Wege des 
förmlichen Wiederaufnahmeverfahrens wiederaufgenommen werden. 
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Hauptverhandlung. 
§ 53. 

(1) Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, fo find der Angeſchuldigte und ſein Beiſtand unter 
abſchriftlicher Mitteilung der Anklageſchrift von dem Vorſitzenden des Standesgerichts zur Haupt⸗ 
verhandlung vorzuladen. 

(2) Zwiſchen der Zuſtellung der Ladung und der Hauptverhandlung muß eine Friſt von 
mindeſtens zwei Wochen liegen. Iſt die Friſt nicht gewahrt, ſo muß die Hauptverhandlung 
ausgeſetzt werden, wenn von dem Angeſchuldigten oder ſeinem Beiſtand im Falle des Erſcheinens 
vor der Verleſung der Anklageſchrift (§ 58 Abſ. 1) die Ausſetzung beantragt wird oder im Falle 
des Nichterſcheinens auf die Innehaltung der Friſt nicht ausdrücklich verzichtet worden iſt. 

(3) Soweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, gelten für die Hauptverhandlung die 
Vorſchriften in SS 226 bis 229, 237 bis 267, 271 bis 274 der Strafprozeßordnung entſprechend. 


§ 54. 
) Die Mitglieder des Standesgerichts, die bei der Vorunterſuchung mitgewirkt haben, find 
von der Teilnahme an dem weiteren Verfahren, insbeſondere der Hauptverhandlung, nicht 
ausgeſchloſſen. 
(2) Der Unterſuchungsführer darf an der Hauptverhandlung nicht teilnehmen, wenn 
ſpäteſtens drei Tage vor der Hauptverhandlung ein Widerſpruch des Angeſchuldigten gegen ſeine 
Teilnahme beim Standesgericht eingeht. 

§ 55. 

Das Standesgericht kann nach freiem Ermeſſen die Vernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen durch einen beauftragten Richter oder in der Hauptverhandlung anordnen. Der 
§ 47 Abſ. 3 bis 6 gilt entſprechend mit der Maßgabe, daß das Amtsgericht um die Vernehmung 
eines nicht am Sitze des Standesgerichts wohnenden Zeugen oder Sachverſtändigen auch dann 
erſucht werden kann, wenn dieſer wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder anderer triftiger Gründe 
in der Hauptverhandlung nicht erſcheinen kann. 


§ 56. 

(1) Die Hauptverhandlung kann auch ſtattfinden, wenn der Angeſchuldigte trotz ordnungs⸗ 
mäßiger Vorladung nicht erſchienen iſt. Etwaige Ausſagen des Angeſchuldigten ſind in dieſem 
Falle zu verleſen, ſofern dies beantragt oder vom Standesgerichte beſchloſſen wird. 

(2) Eine öffentliche Ladung oder Vorführung des Angeſchuldigten iſt unzuläſſig. 

(3) Unbeſchadet des Rechtes des Angeſchuldigten, ſich durch einen Beiſtand (§ 38 Abſ. 6) 
vertreten zu laſſen, kann das Standesgericht jederzeit das perſönliche Erſcheinen des Angeſchuldigten 
unter der Verwarnung anordnen, daß bei ſeinem nicht genügend entſchuldigten Ausbleiben ein 
Vertreter nicht werde zugelaſſen werden. 

§ 57. 

(1) Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Den Mitgliedern der Tierärztekammer und 
ihren Stellvertretern iſt der Zutritt zu geſtatten, anderen Perſonen nur nach dem Ermeſſen des 
Vorſitzenden. 

2) Der Vorſitzende kann die Anweſenden zur Verſchwiegenheit verpflichten. 
3) Zu der Hauptverhandlung iſt ein Schriftführer zuzuziehen, der durch Handſchlag an Eides 
Statt zu verpflichten iſt. 

(4) Der Vorſitzende kann für einzelne Teile der Hauptverhandlung die Leitung einem anderen 
Mitgliede des Standesgerichts übertragen. 

8 58. 

(1) In der Hauptverhandlung gibt nach Verleſung der Anklage ein von dem Vorſitzenden 
des Standesgerichtes aus der Zahl der Mitglieder ernannter Berichterſtatter in Abweſenheit der 
Zeugen eine Darſtellung der Sache nach den bisherigen Verhandlungen. Der Berichterſtatter 
darf in der Sache nicht als Unterſuchungsführer tätig geweſen ſein. 1 aebi 


Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 15, ausgegeben am 16. 4. 28. 71 


(2) Hierauf erfolgt die Vernehmung des Angeſchuldigten. Geſteht er glaubwürdig die 
Tatſachen ein, die den Gegenſtand der Anſchuldigung bilden, ſo kann auf Beſchluß des Standes⸗ 
gerichtes von einer Beweisaufnahme abgeſehen werden. Andernfalls wird in die Beweisaufnahme 
eingetreten. 

(8) Die Ausſagen der nicht geladenen, bereits in der Vorunterſuchung, durch einen erſuchten 
Richter, in einem Rechtsſtreit, in einem ſtrafgerichtlichen Verfahren oder in einem Verfahren auf 
Entziehung der Approbation vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen, ferner etwaige 
Auskünfte öffentlicher Behörden und ärztliche Zeugniſſe werden verleſen, ſofern die Verleſung 
von dem Vertreter der Anklage, dem Angeſchuldigten oder ſeinem Beiſtand beantragt oder von 
dem Standesgericht beſchloſſen wird. 

(4) Sodann werden der Vertreter der Anklage ſowie der Angeſchuldigte und ſein Verteidiger 
mit ihren Ausführungen und Anträgen gehört. 

(5) Dem Angeſchuldigten gebührt das letzte Wort. 


§ 59. 

(1) Das Standesgericht kann zur weiteren Aufklärung der Sache ſowie beim Hervortreten 
neuer Tatumſtände oder rechtlicher Geſichtspunkte jederzeit die Ausſetzung der Hauptverhandlung 
beſchließen; es kann auch eine Ergänzung der Vorunterſuchung anordnen. 

(2) Eine Hauptverhandlung, die ausgeſetzt wurde, muß in vollem Umfange nur dann 
wiederholt werden, wenn an der Fortſetzung der Hauptverhandlung nicht dieſelben Mitglieder 
des Standesgerichts teilnehmen, die ihm bei der erſten Verhandlung angehörten. 

(3) Das Verfahren iſt durch Beſchluß vorläufig einzuſtellen, wenn der Angeſchuldigte in 
Geiſteskrankheit verfällt. Die Hauptverhandlung kann wiederholt werden, ſobald die Krankheit 
behoben iſt. § 52 Abſ. 5 gilt entſprechend. 

§ 60. 

(1) Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Verkündung der Entſcheidung. Die Verkündung 
kann vertagt werden. Die Entſcheidung darf nur auf Einſtellung des Verfahrens, Freiſprechung 
oder Verurteilung lauten. 

(2) Auf Einſtellung des Verfahrens iſt zu erkennen, wenn es unzuläſſig war oder das 
Standesgericht nach § 24 nicht zuſtändig iſt oder der Verſtoß gegen die Standespflichten (§ 26) 
ſo geringfügig iſt, daß eine Verurteilung unter Berückſichtigung des geſamten Verhaltens des 
Angeſchuldigten nicht gerechtfertigt erſcheint. 

(8) Auf Freiſprechung iſt zu erkennen, wenn kein Verſtoß gegen die Standespflichten vorliegt. 

(4) Das Standesgericht urteilt nach ſeiner freien Überzeugung. 

(5) Eine Ausfertigung der mit Gründen verſehenen Entſcheidung iſt dem Angeſchuldigten 
zuzuſtellen. 

§ 61. 

Über die Hauptverhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die von dem Vorſitzenden und 

dem Schriftführer (§ 57 Abſ. 3) zu vollziehen iſt. 


d) Berufung. 
§ 62. 

(1) Gegen die Entſcheidung des Standesgerichts ſteht ſowohl dem Vertreter der Anklage als 
auch dem Angeſchuldigten die Berufung an den Standesgerichtshof zu. Der Vertreter der Anklage 
kann auch zugunſten des Angeſchuldigten Berufung einlegen; ſie kann in dieſem Falle nur mit 
Zuſtimmung des Angeſchuldigten zurückgenommen werden. f 

(2) Die Berufung iſt unzuläſſig, wenn ſie ſich nur gegen die Koſtenentſcheidung richtet. 

(3) Die Berufung iſt bei dem Standesgerichte, das die angegriffene Entſcheidung erlaſſen hat, 
ſchriftlich einzulegen; zur Wahrung der Berufungsfriſt genügt auch die Einlegung bei dem 
Standesgerichtshof. Ein Irrtum in der Bezeichnung der Berufung iſt unſchädlich. § 318 der 
Strafprozeßordnung gilt entſprechend. c 
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(4) Die Berufungsfriſt beträgt einen Monat und beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an dem 
die Ausfertigung der Entſcheidung dem Angeſchuldigten zugeſtellt iſt. 

(5) Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung wird die Rechtskraft der Entſcheidung, ſoweit 
ſie angefochten iſt, gehemmt. 

8 63. 

(1) Sit die Berufung verſpätet eingelegt oder richtet ſie ſich nur gegen die Koſtenentſcheidung, 
ſo hat der Vorſitzende des Standesgerichtes das Rechtsmittel als unzuläſſig zu verwerfen. 

(2) Dem Vertreter der Anklage und dem Angeſchuldigten ſteht gegen den abweiſenden Beſcheid 
binnen zwei Wochen nach ſeiner Zuſtellung der Einſpruch an das Standesgericht und gegen deſſen 
Beſchluß binnen einer gleichen Friſt die Beſchwerde (§ 68) an den Standesgerichtshof zu. 

8 64. 

(1) Eine ſchriftliche Rechtfertigung der Berufung iſt binnen zwei Wochen nach Ablauf der 
im § 62 Abſ. 4 bezeichneten Friſt bei dem Standesgericht einzureichen. 

(2) Die Berufungs⸗ und die Rechtfertigungsſchriftſätze ſind dem Angeſchuldigten in Abſchrift 
zuzuſtellen, wenn der Vertreter der Anklage die Berufung eingelegt hat. Hat der Angeſchuldigte 
die Berufung eingelegt, ſo ſind die Schriftſätze dem Vertreter der Anklage in Urſchrift vorzulegen. 

(8) Innerhalb zweier Wochen nach Zuftellung oder Vorlegung der Rechtfertigungsſchrift kann 
der andere Teil eine Gegenſchrift einreichen. 

(4) Die Friſten nach Abſ. 1, 3 können von dem Vorſitzenden des Standesgerichts auf Antrag 
verlängert werden. 

(6) Neue Tatſachen, die die Grundlage einer anderen Beſchuldigung bilden, dürfen in dem 
Berufungsverfahren nur mit Zuſtimmung des Angeſchuldigten vorgebracht werden. 

§ 65. 

Nach Ablauf der in § 64 beſtimmten Friſten werden die Akten an den Standesgerichtshof 
eingeſandt. 

8 66. 

(1) Auf das Verfahren vor dem Standesgerichtshof finden die Vorſchriften über das Verfahren 
vor dem Standesgericht entſprechende Anwendung. 

(2) Nach Beginn der Hauptverhandlung kann eine Berufung nur mit Zuſtimmung des 
Gegners zurückgenommen werden. 

(3) Soweit der Standesgerichtshof die Berufung für begründet hält, hat er das Urteil des 
Standesgerichts aufzuheben und ſelbſt zu entſcheiden. 

(4) Der Standesgerichtshof hat das Urteil des Standesgerichts aufzuheben und die Sache 
zur nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an dasſelbe oder ein anderes Standesgericht zu 
verweiſen 

a) in den Fällen des § 338 der Strafprozeßordnung, der im ſtandesgerichtlichen Verfahren 
entſprechend für die Berufung gilt, 
b) wenn es erforderlich iſt, den Beſchuldigten nochmals zu hören oder weitere Tatſachen zu 
ermitteln. 
Das Standesgericht, an das die Sache verwieſen wird, iſt an die der Aufhebung zugrunde liegende 
rechtliche Beurteilung gebunden. 
§ 67. 

Hat der Angeſchuldigte die Berufung allein eingelegt, ſo darf die Entſcheidung des Standes⸗ 

gerichts im Berufungsverfahren nicht zuungunſten des Angeſchuldigten abgeändert werden. 


e) Beſchwerde. 
§ 68. 
(1) Soweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, gelten für die Beſchwerde die Vorſchriften 


in 88 304 bis 310 der Strafprozeßordnung entſprechend mit der Maßgabe, daß die Weitergabe der 
Beſchwerde nach § 306 Abſ. 2 an keine Friſt gebunden iſt. 
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(2) Zuſtändig zur Entſcheidung iſt, falls der Beſchwerde von der angefochtenen Stelle nicht 
abgeholfen wird, 
a) das Standesgericht, wenn ſich die Beſchwerde gegen Anordnungen des Vorſitzenden, eines 
beauftragten Mitgliedes oder des Unterſuchungsführers richtet, 
b) der Standesgerichtshof, wenn ſich die Beſchwerde gegen Beſchlüſſe des Standesgerichts 
richtet. 
(8) Die Beſchwerdefriſt beträgt im Falle des Abſ. 2 zu a eine Woche, im Falle des Abſ. 2 zu b 
zwei Wochen und beginnt mit der Bekanntgabe der angefochtenen Maßnahme. 
(4) Der 8 62 Abſ. 1, 3 gilt entſprechend. g 
(6) Gegen Beſchlüſſe des Standesgerichtshofs iſt kein Rechtsmittel gegeben. Gegen An⸗ 
ordnungen ſeines Vorſitzenden iſt der Antrag auf Beſchlußfaſſung des Standesgerichtshofs zuläſſig. 


f) Wiederaufnahmeverfahren. 


§ 69. 

() Ein durch rechtskräftige Entſcheidung abgeſchloſſenes ſtandesgerichtliches Verfahren kann 
zugunſten oder zuungunſten des Verurteilten unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen 
der Strafprozeßordnung wiederaufgenommen werden. 

(2) Ein dahingehender Antrag, der auf die Behauptung einer ſtrafbaren Handlung gegründet 
werden ſoll, iſt nur dann zuläſſig, wenn wegen dieſer Handlung eine rechtskräftige Verurteilung 
ergangen iſt oder die Durchführung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen als wegen 
Mangels an Beweiſen nicht erfolgen kann. 

(8) Eine Wiederaufnahme des Verfahrens iſt ausgeſchloſſen, wenn ſich der Antrag nur auf 
eine Anderung des Strafmaßes oder der Koſtenentſcheidung richtet. 

(4) § 359 Nr. 4 der Strafprozeßordnung gilt mit der Maßgabe, daß die Vorſchrift allgemein 
auf gerichtliche Urteile Anwendung findet, und daß eine Wiederaufnahme auch dann zuläſſig iſt, 
wenn das gerichtliche Urteil zwar nicht aufgehoben, aber eine der übrigen Vorausſetzungen für 
die Wiederaufnahme vorliegt. 

§ 70. 

(1) Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens iſt ſchriftlich bei dem Standesgericht 
zu ſtellen. Hierbei ſind der geſetzliche Grund der Wiederaufnahme ſowie die Beweismittel anzugeben. 

(2) Über die Zulaſſung des Antrags beſchließt — ſoweit erforderlich, nach Erhebung der an⸗ 
gebotenen Beweiſe — das Standesgericht, deſſen Urteil angefochten werden ſoll oder das im erſten 
Rechtszuge entſchieden hat, wenn ein Urteil des Standesgerichtshofes vorliegt. An die Stelle des 
Standesgerichts tritt der Standesgerichtshof, wenn deſſen Urteil auf Grund des § 359 Nr. 3 oder 
des § 362 Nr. 3 der Strafprozeßordnung angefochten wird. Gegen den Beſchluß des Standes⸗ 
gerichts iſt Beſchwerde (§ 68) an den Standesgerichtshof zuläſſig. 

(3) Der Antrag iſt nach Anhörung des Vertreters der Anklage als unbegründet zu verwerfen, 
wenn die darin aufgeſtellten Behauptungen keine genügende Beſtätigung gefunden haben oder 
wenn in den Fällen des § 359 Nr. 1, 2 oder des § 362 Nr. 1, 2 der Strafprozeßordnung die An⸗ 
nahme ausgeſchloſſen iſt, daß die in dieſen Vorſchriften bezeichnete Handlung auf die Entſcheidung 
Einfluß gehabt hat. Abſ. 2 Satz 3 gilt entſprechend. 

() Andernfalls ordnet das Standesgericht oder der Standesgerichtshof die Wiederaufnahme 
des Verfahrens und die Wiederholung der Hauptverhandlung an. 

(5) Gegen die im Wiederaufnahmeverfahren ergehende Entſcheidung iſt die Berufung an den 
Standesgerichtshof nach den Vorſchriften für das erſte Verfahren zuläſſig. 


5. Koſten. 
§ 71. 


(1) Für das Vermittlungsverfahren und das ſtandesgerichtliche Verfahren werden, abgeſehen 
von der Gebühr nach Abſ. 7, nur bare Auslagen in Anſatz gebracht. 
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(2) Die Auslagen werden von dem Vorſitzenden des Standesgerichts nach Abſchluß des 
Vermittlungsverfahrens oder nach Rechtskraft der Entſcheidung feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung iſt 
vollſtreckbar. 


(3) Im Vermittlungsverfahren beſtimmt das Standesgericht oder das beauftragte Mitglied 
endgültig, wie die Auslagen von den Beteiligten aufzubringen ſind. Schließt ſich dem Vermittlungs⸗ 
verfahren ein ſtandesgerichtliches Verfahren an, ſo rechnen die Koſten des Vermittlungsverfahrens 
zu den Koſten des ſtandesgerichtlichen Verfahrens. 


(4) Im ſtandesgerichtlichen Verfahren hat der Angeſchuldigte die Auslagen zu tragen, wenn 
er zu Strafe verurteilt wird. Mehrere in einem Verfahren gleichzeitig Verurteilte haften als 
Geſamtſchuldner. 


(5) Über die Pflicht, die Auslagen zu tragen, wird gleichzeitig mit der Entſcheidung in der 
Hauptſache erkannt. 


(6) Wird ein Angeſchuldigter nur in Anſehung eines Teiles der ihm zur Laſt gelegten ſtandes⸗ 
widrigen Handlungen verurteilt, ſo dürfen ihm beſondere Auslagen, die durch die Unter⸗ 
ſuchung der übrigen Anſchuldigungen entſtehen, nicht auferlegt werden, es ſei denn, daß er ſie 
ſchuldhaft verurſacht hat. 


(7) Für das Berufungsverfahren kann dem Angeſchuldigten neben den Auslagen eine Gebühr 
auferlegt werden, wenn er die Berufung eingelegt und ſie keinen oder nur teilweiſe einen Erfolg 
gehabt hat. Die Höhe der Gebühr wird nach der Bedeutung des Falles vom Standesgerichtshof 
mit der Entſcheidung in der Hauptſache feſtgeſetzt. Sie darf dreihundert Reichsmark nicht über⸗ 
ſteigen. Das Nähere regelt die Geſchäftsordnung für den Standesgerichtshof (§ 34 Abſ. 5, 
§ 36 Abſ. 6). 

(8) Im Wiederaufnahmeverfahren hat der Angeſchuldigte die Auslagen zu tragen, wenn er 
die Wiederaufnahme beantragt hat und die erſte Entſcheidung nicht zu ſeinen Gunſten abgeändert 
wird. Hat der Vertreter der Anklage die Wiederaufnahme beantragt, ſo hat der Angeſchuldigte die 
Auslagen nur dann zu tragen, wenn die erſte Entſcheidung zu ſeinen Ungunſten abgeändert wird. 


(9) Sit ein ſtandesgerichtliches Verfahren durch eine wider beſſeres Wiſſen gemachte oder auf 
grober Fahrläſſigkeit beruhende Anzeige veranlaßt worden, ſo kann das Standesgericht dem An⸗ 
zeigenden, nachdem er gehört worden iſt, die im Verfahren erwachſenden Auslagen auferlegen. 
Gegen den Beſchluß des Standesgerichts hierüber findet die Beſchwerde ($ 68) an den Standes- 
gerichtshof ſtatt. 


(10) Stirbt der Angeſchuldigte oder im Falle des Abſ. 9 der Anzeigende vor eingetretener 
Rechtskraft der Entſcheidung, ſo haftet ſein Nachlaß nicht für die Auslagen. 

(11) Soweit hiernach die Auslagen nicht eingezogen werden können, fallen ſie für das 
Standesgericht der Tierärztekammer, für den Standesgerichtshof dem Tierärztekammerausſchuß 
zur Laſt. Dieſe haften den Zeugen und Sachverſtändigen für die ihnen zukommende Entſchädigung 
in gleichem Umfange wie in Strafſachen die Staatskaſſe; der geladenen Perſon iſt bei weiter 
Entfernung ihres Aufenthaltsortes auf Verlangen ein Vorſchuß von der Tierärztekammer oder 
dem Tierärztekammerausſchuß auf Anweiſung des Vorſitzenden des Standesgerichts oder des 
Standesgerichtshofes zu zahlen. 

(12) Wird der Beſchuldigte freigeſprochen oder das Verfahren eingeſtellt, ſo können die dem 
Beſchuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen der Tierärztekammer auferlegt werden. Hierüber 
und über den Umfang der Erſtattungspflicht Se das i im . 
der Standesgerichtshof endgültig. 5 


6. Vollſtreckung und Begnadigung. 
§ 72. 


(1) Die Entſcheidungen im . Verfahren ſind erſt nach erlangter Rechtskraft 
vollſtreckbar. b 
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(2) Warnungen, Verweiſe und Entziehung des Wahlrechts gelten mit der Rechtskraft der 
Entſcheidung als vollſtreckt, durch die ſie ausgeſprochen ſind. 

(3) Die Beitreibung der im ſtandesgerichtlichen Verfahren rechtskräftig erkannten Geldſtrafen 
ſowie der nach § 71 feſtgeſetzten Auslagen und Gebühren erfolgt auf Grund beglaubigter Abſchriften 
der Entſcheidungsformel und der Koſtenfeſtſetzungsverfügung, die von dem Vorſitzenden des 
Standesgerichts mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit zu verſehen ſind. Strafen, Auslagen 
und Gebühren fließen in die Kaffe der Tierärztekammer. 


9 73. 


Das Staatsminiſterium kann rechtskräftig verhängte Strafen im Gnadenwege mildern oder 
erlaſſen. 


III. Aufbringung der Mittel. 
1. Tierärztekammern. 
§ 74. 


(1) Die Koften der Tierärztekammer, einſchließlich der Koſten des Standesgerichts, werden, 
ſoweit ſie nicht durch andere Einnahmen Deckung finden, durch Beiträge der Tierärzte aufgebracht, 
die nach § 5 wahlberechtigt ſind. Durch die ſtandesgerichtliche Entziehung des Wahlrechts nach 
§ 40 Abf. 1 zu d wird die Beitragspflicht nicht berührt. Der Koſtenanteil der außerpreußiſchen 
Tierärzte im Falle des § 2 Abf. 3 Satz 2 wird nach Vereinbarung feſtgeſetzt; er kann in einer 
Pauſchſumme beſtehen. 

(2) Befreit von der Beitragspflicht ſind Tierärzte, die weder eine tierärztliche Praxis noch eine 
andere auf der tierärztlichen Wiſſenſchaft beruhende gewinnbringende Tätigkeit ausüben, ſofern ſie 
der Tierärztekammer eine entſprechende ſchriftliche Erklärung abgeben. Die Befreiung tritt mit 
Ablauf des Monats ein, in dem die Erklärung bei der Tierärztekammer eingeht. Die bis dahin 
fällig gewordenen Beiträge ſind in voller Höhe zu entrichten. Er 

6) Wird die Erklärung vom Vorſtande der Tierärztekammer beanftandet, ſo ſind dem Tierarzt 
die Gründe ſchriftlich mitzuteilen. 

(4) Tierärzte, die der abgegebenen Erklärung zuwiderhandeln oder es unterlaſſen, die Wieder⸗ 
aufnahme einer die Beitragspflicht begründenden Beſchäftigung der Tierärztekammer binnen vier 
Wochen anzuzeigen, haben die hinterzogenen Beiträge nachzuzahlen, auf Beſchluß des Vorſtandes 
der Tierärztekammer auch eine Strafe bis zum Zehnfachen des hinterzogenen Betrages zu 
entrichten. Der Vorſtand kann in ſolchem Falle außerdem einem Tierarzt den Anſpruch auf 
Befreiung von der Beitragspflicht für die Zukunft vorübergehend oder dauernd entziehen. 

E) Auf Beſchwerde in den Fällen von Abſ. 3, 4 entſcheidet die Aufſichtsbehörde endgültig. 

(6) Vor der Beſchlußfaſſung und der Entſcheidung nach Abſ. 3 bis 5 ift der Tierarzt zu hören. 

(7) Als Tätigkeit, die einer Befreiung nach Abſ. 2 entgegenſteht, gilt nicht tierärztliche Hilfe⸗ 
leiſtung in Notfällen oder gelegentliche ſchriftſtelleriſche Beſchäftigung. 

(8) Die Aufſichtsbehörde kann zur Feſtſtellung der Ab⸗ und Zugänge unter den Tierärzten eine 
Meldepflicht vorſchreiben und deren Verletzung mit Ordnungsſtrafen bis zu 150 AM ahnden. 


§ 75. 
() Die Beiträge zu den Koften 
a) der Verwaltung, einſchließlich der Beiträge zu den allgemeinen Koſten des Tierärzte⸗ 
kammercausſchuſſes, ae 
b) der Standesgerichtsbarkeit a 
ſind getrennt feſtzuſetzen, zu b unter Berückſichtigung der nach § 71 aufkommenden Einnahmen, 
(2) Zu den Koſten unter a, zu denen auch Unterſtützungen für Tierärzte und deren Hinter⸗ 
bliebene in beſonderen Fällen aus den dafür im Haushalte vorgeſehenen Mitteln rechnen, tragen 
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alle beitragspflichtigen Tierärzte (§ 74 Abſ. 1) gleichmäßig bei. Die Tierärztekammer kann beim 


Vorliegen beſonderer Verhältniſſe für einen Teil der Tierärzte Ermäßigungen nach gleichmäßig 
abgeſtuften Sätzen beſchließen. Die Aufſichtsbehörde kann die Mittel zu Unterſtützungen auf einen 
beſtimmten Hundertſatz der Beiträge begrenzen. 


(3) Von der Beitragsleiſtung zu den Koſten unter b ſind die der Standesgerichtsbarkeit nicht 
unterworfenen Tierärzte befreit. Im übrigen gilt Abſ. 2 ſinngemäß. 


§ 76. 
(1) Die Tierärztekammer beſchließt alljährlich über die Höhe der Beiträge nach SS 74, 75. 
(2) Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


§ 77. 

(1) Gegen die Veranlagung zu den Beiträgen iſt innerhalb zweier Wochen nach der Zahlungs⸗ 
aufforderung Einſpruch bei dem Vorſtande der Tierärztekammer zuläſſig, der darüber beſchließt. 
Gegen den Beſchluß findet innerhalb zweier Wochen nach der Zuſtellung Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörde ſtatt, die endgültig entſcheidet. 

(2) Über die Niederſchlagung von Beiträgen beſchließt der Vorſtand der Tierärztekammer. 


§ 78. 
(1) Die Einziehung der Beiträge erfolgt durch die Kaſſe der Tierärztekammer. 
(2) Ihr Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen ordnet die Tierärztekammer ſelbſtändig nach Grund⸗ 
ſätzen, die der Miniſter aufitellt. 
(3) Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Kaſſenprüfungen vorzunehmen und die Beſeitigung vor⸗ 
gefundener Mängel anzuordnen. 
§ 79. 
Für die Benutzung beſonderer Einrichtungen kann die Tierärztekammer Gebühren erheben. 


§ 80. 
(1) Rückſtändige Beiträge und Gebühren unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren. Dasſelbe gilt von den Geldſtrafen und Koſten nach § 71, § 74 Abſ. 4. 
(2) Als Vollſtreckungsbehörde im Sinne der Vorſchriften über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren gilt die Ortspolizeibehörde, die auf Erſuchen der Kaſſe der Tierärztekammer die 
Vollſtreckung zu bewirken hat. 


2. Tierärztekammerausſchuß. 
§ 81. 


(1) Die Koſten des Tierärztekammerausſchuſſes werden, ſoweit fie nicht durch andere Ein⸗ 


nahmen Deckung finden, auf die Tierärztekammern nach dem Verhältnis der Geſamtzahl der zu 
jeder Kammer beitragspflichtigen Tierärzte umgelegt. 


(2) Die Koſten des Standesgerichtshofes ſind beſonders nach dem Verhältnis der Geſamtzahl 
derjenigen Tierärzte umzulegen, die in den einzelnen Kammerbezirken der Standesgerichtsbarkeit 
unterworfen ſind. 


(3) Die Erhebung von Beiträgen zu beſonderen Fürſorgeeinrichtungen (§ 17 Abſ. 2) regelt 
ſich nach der Satzung. Dabei ſind Tierärzte, die nach Vorſchriften des Reichs, der Länder, 
Gemeinden oder ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts einen Anſpruch oder eine 
Anwartſchaft auf eine Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenverſorgung haben, auf Antrag von der 
Beitragsleiſtung zu befreien. Der Tierärztekammerausſchuß ſoll auch andere Tierärzte, die nach— 
weiſen, daß ihre Verſorgung geſichert iſt, von der Beitragsleiſtung befreien. Auf Beſchwerde gegen 
die Ablehnung einer Befreiung entſcheidet die Aufſichtsbehörde endgültig. Die befreiten Tierärzte 
nehmen an den Fürſorgeeinrichtungen nicht teil. Eine Erſtattung gezahlter Beiträge findet 
nicht ftatt. 
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* „2 Für die Verteilung nach Abſ. 1, 2 find die Hebeliſten der Tierärztekammern für das voran⸗ 


Kegene Rechnungsjahr maßgebend. Die Tierärztekammern haben die Zahlen nach Abſ. 1, 2 
Aährlich bis zum 31. Oktober dem Tierärztekammerausſchuß mitzuteilen, der ſie an der Hand 
der Hebeliſten nachprüfen laſſen kann. 

§ 82. 

(1) Der Tierärztekammerausſchuß ſetzt die Höhe der Umlage und deren Verteilung auf die 
einzelnen Tierärztekammern alljährlich feſt. Gegen den Beſchluß ſteht jeder Tierärztekammer die 
Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde offen, die endgültig entſcheidet. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. 

(2) Die Tierärztekammern haben die ausgeſchriebenen Beträge binnen vier Wochen nach der 
Aufforderung an den Tierärztekammerausſchuß abzuführen. 


(8) § 76 Abſ. 2, SS 78 bis 80 gelten entſprechend. 


3. Haushaltsplan. 
§ 83. 

() Die Tierärztekammer ſtellt jährlich über die Einnahmen und Ausgaben einen Haushalts⸗ 
plan auf, der der Aufſichtsbehörde vorzulegen iſt. Alle Einnahmen und Ausgaben ſind auf den 
Haushaltsplan zu bringen. Überſchreitungen der Ausgabenanſätze ſowie außerplanmäßige Aus⸗ 
gaben bedürfen der nachträglichen Genehmigung der Kammer. 

(2) Das gleiche gilt für den Tierärztekammerausſchuß. 


8 84. 


1) Wird von einer Kammer die Ausführung gültiger Anordnungen oder die Erfüllung 
rechtsgültig feſtgeſtellter Leiſtungen unterlaſſen oder werden Beſchlüſſe, deren Unzuläſſigkeit 
rechtsgültig feſtgeſtellt iſt, ausgeführt, jo kann die Aufſichtsbehörde an Stelle der Kammer die 
erforderlichen Maßnahmen auf deren Koſten treffen, insbeſondere die nötigen Ausgaben in den 
Haushaltsplan einſtellen. 75 0 8 


(2) Gegen die rechtliche Zuläſſigkeit der Maßnahmen ſteht der Kammer die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren (§ 87) zu. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 


IV. Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften. 
§ 85. 


Beſtehen in der Verwaltung einer Kammer ſo erhebliche Mängel, daß der ordnungsmäßige 
Geſchäftsgang dadurch gefährdet erſcheint, ſo kann die Aufſichtsbehörde, wenn ihren Anordnungen 
zur Abſtellung der Mängel nicht entſprochen wird, die erforderlichen Maßnahmen auf Koſten der 
Kammer treffen. Gegen die Anordnungen und die getroffenen Maßnahmen ſteht der Kammer 
binnen zweier Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren (§ 87) zu. Die Klage kann nur 
darauf geſtützt werden, daß die Anordnungen das beſtehende Recht verletzen oder daß die tatſächlichen 
Vorausſetzungen, die zu den Anordnungen berechtigen würden, nicht vorhanden find. 


i i § 86. ; 

(1) Aufſichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes ift für die Tierärztekammer und das Standes⸗ 
gericht der Oberpräſident, in deſſen Bezirk die Tierärztekammer ihren Sitz hat, für den Tierärzte⸗ 
kammerausſchuß und den Standesgerichtshof der Miniſter. i 
(2) Miniſter im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. a 

Rh, § 87. 

Für das Verwaltungsſtreitverfahren ift der Bezirksausſchuß desjenigen Bezirks, in dem die 

Kammer ihren Sitz hat, zuſtändig. 5 RER? 
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§ 88. 
Die Rechte und Verbindlichkeiten der bisherigen Tierärztekammern gehen auf die neuen 


Tierärztekammern, die Rechte und Verbindlichkeiten des bisherigen Tierärztekammerausſchuſſes 
gehen auf den Tierärztekammerausſchuß über. 


8 89. 


Auf die Veterinäroffiziere, Unterveterinäre und Veterinäroffizieranwärter der Wehrmacht 
findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


§ 90. 


(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. Zu demſelben Zeitpunkt 
tritt die Verordnung über die Errichtung einer Standesvertretung der Tierärzte vom 2. April 1911 
(Geſetzſamml. S. 61) außer Kraft. 


(2) Bis zum Zuſammentritt der neuen Tierärztekammern und des Tierärztekammerausſchuſſes 
führen die bisherigen Tierärztekammern und der bisherige Tierärztekammerausſchuß die Geſchäfte 
in dem bisherigen Umfange weiter. Die Vorſtände dieſer Kammern und des Ausſchuſſes oder 
deren Vorſitzende nehmen auch bei den erſten Wahlen und bei der Einberufung der neuen Kammern 
die Obliegenheiten wahr, die in dieſem Geſetz, der Wahlordnung und den Ausführungsbeſtimmungen 
den Kammervorſtänden oder deren Vorſitzenden übertragen werden. 


(3) Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 13. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsmmiſterium. 


Braun. Steiger. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Januar 1928 


über die Ausdehnung des den Vereinigten Elektrizitätswerken Weſtfalen, G. m. b. H. in 
Dortmund, durch Erlaß vom 15. September 1927 für die Dauer von fünf Jahren ver⸗ 
liehenen Enteignungsrechts auf den Stadtkreis Münſter 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 12 S. 45, ausgegeben am 24. März 1928; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Januar 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Bochum für die Dauer 
von fünf Jahren für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes — aus⸗ 
genommen Hochſpannungsleitungen von mehr als 50 000 Volt ſowie Umſpann⸗ und 
Schaltſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — innerhalb des 
Gebiets der Stadt Bochum und der Gemeinde Laer (Landkreis Bochum) 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 10 S. 43, ausgegeben am 10. März 1928; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Aſtrup für den Ausbau eines 
Gemeindewegs von Aſtrup nach Grambergen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 8 S. 19, ausgegeben am 25. Februar 1928; 


Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 15, ausgegeben am 16. 4. 28. 79 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Biſchofsthron für den 
provinzialſtraßenmäßigen Ausbau des Wegezuges Morbach —Biſchofsthron 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 10 S. 25, ausgegeben am 10. März 1928; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Februar 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Pommern, Aktien⸗ 
geſellſchaft in Stettin, für die Errichtung je einer Waſſerkraftanlage bei Jaſtrow und 
Flederborn 
durch die Amtsblätter der Regierung in Schneidemühl Nr. 10 S. 63, ausgegeben am 10. März 
1928, und der Regierung in Köslin Nr. 10 S. 27, ausgegeben am 10. März 1928; 
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